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Heftige Proteste in Spanien 
Ermordeter Komunalpolitiker beigesetzt - Gedenkfeiern in ganz Spanien 

MADRID: Einen Tag nach 
der Ermordung des baski­
schen Kommunalpoliti­
kers Manuel Indiano h a ­
ben a m  Mittwoch in Mad­
rid mehr  als 2000 Men­
schen a n  der Trauerfeier 
teilgenommen. 

Unter den Anwesenden waren 
neben Ministerpräsident Jose 
Maria Aznar auch Innenmini­
ster Jaime Mayor Oreja sowie 
die Führer der oppositionellen 
Sozialisten und der Vereinigten 
Linken, wie die Nachrichten­
agentur EFE meldete. Vertreter 
der baskischen Regionalregie­
rung erschienen nicht zu der 
Beisetzung. In ganz Spanien 
gedachten Menschen in Ge­
denkfeiern des Ermordeten. 

Aznar umarmte mehrere An­
gehörige des 29-Jährigen, der 
am Dienstag in der baskischen 
Stadt Zumarraga mit sieben 
Schüssen getötet worden war. 
Indianos im siebten Monat 
schwangere Frau, die nach dem 
Anschlag mit einem schweren 
Schock in ein Krankenhaus 
eingeliefert worden war, wurde 
auch am Mittwoch noch be-
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Tausende Spanierinnen und Spanier demonstrierten gestern einmal mehr gegen den Terror der baskischen Untergrundorganisation ETA. 

handelt. Der parteilose Politi­
ker, der seit sechs Monaten für 
die konservative Volkspartei 
(PP) im Stadtrat von Zumarra­
ga sass, wurde nach Vermutung 
der Polizei von Mitgliedern der 
baskischen Untergrundbewe­
gung ETA ermordet. Er hatte 

Personenschutz abgelehnt. Vor 
der Kathedrale San Isidro riefen 
die Trauernde «ETA Mörder» 
und spendeten bei der Ankunft 
des in eine spanische Flagge 
gehüllten Sargs Beifall. In 
Zumarraga versammelten sich 
am Mittwochmittag etwa 300 

Menschen und gedachten des 
Ermordeten. Bürgermeister Ai-
tor Gabilondo appellierte an  die 
Wähler der radikalen Partei 
Euskal Herritarrok (EH, Baski­
sche Bürger), über deren Rolle 
in der derzeitigen Tenorwelle 
nachzudenken. EH gilt als poli­

tischer Arm der ETA. Ähnliche 
Gedenkfeiern wurden im 
ganzen Land abgehalten, so­
wohl in Andalusien und auf 
den Balearen als auch in den 
drei baskischen Provinzhaupt­
städten Vitoria, Bilbao und San 
Sebastian. 

Triumpf der polnischen Arbeiter 
20. Jahrestag der Gründung der Solidarnosc-Gewerkschaft - Tagung in Danzig 

DANZIG: Die Gewerkschaft 
Solidarnosc (Solidarität) ha t  
gestern in der nordpolnischen 
Hafenstadt . Danzig (Gdansk) 
einen ausserordentlichen Lan-
deskongress begonnen, u m  a n  
den Triumph der  streikenden 
Arbeiter vor  20  Jahren zu e r ­
innern. 

An dem Kongress in Danzig 
nahmen unter anderem der 
einstige Streikführer und erste 
Vorsitzende der Solidarnosc, 

Lech Walesa, der polnische Re­
gierungschef Jerzy Buzek und 
der einstige Bürgerrechtler un& 
erste demokratisch gewä)iltf 
Regierungschef Tadeusz Mazo-
wiecki teil, der zu den Beratern 
der Streikenden gehörte. 

Ausser einer Botschaft an die 
arbeitenden Menschen in aller 
Welt wollten die Gewerkschaf­
ter auch Papst Johannes Paul II. 
danken. Viele der polnischen 
Oppositionellen hatten sich 
durch den polnischen Papst 

zum Widerstand inspiriert ge­
fühlt. Bereits am Dienstag­
abend hatten sich die Teilneh­
mer einer internationalen Kon­
ferenz in Danzig dafür ausge­
sprochen, den 31. August durch 
die Vereinten Nationen zum 
«Internationalen Tag der Soli­
darität» erklären zu lassen. 

Tag der internationalen 
Solidarität 

Solidarität über politische 
Grenzen hinweg könne helfen, 

Konflikte zu lösen, hiess es in 
der Erklärung. Am 31. August 
1980 hatte die damalige kom­
munistische Regierung den, Ar­
beitern der Danziger Lenin­
werft die Gründung einer u n ­
abhängigen Gewerkschaft, 
Streikrecht und wirtschaftliche 
Reformen zugestanden. Bereits 
am 30. August war in Stettin 
(Szczecin) ein ähnliches Ab­
kommen unterzeichnet worden, 
um die Unruhe im Land zu be­
enden. 

Kampf gegen Drogen 
Clinton übergibt Kolumbien Milliardenhilfe 

CARTAGENA: Zehn Jahre nach 
dem Antidrogengipfel in  Ko­
lumbien ist US-Präsident Bill 
Clinton mit  einer Milliarden­
hilfe für das südamerikani­
sche Land nach Cartagena 
zurückgekehrt. 

Mit seinem neunstündigen Be­
such in der Hafenstadt wollte 
Clinton die Solidarität der USA 
im Kampf gegen die Rausch­
giftkriminalität bekräftigen. 
Der kolumbianische Präsident 
Andres Pastrana hat eine Ini­
tiative gegen die Drogenmafia 
mobilisiert, die Clinton mit 1,3 
Milliarden Dollar unterstützen 
will. 

«Kolumbiens Demokratie 
wird angegriffen», sagte Clin­
ton in einer am Dienstagabend 
vom kolumbianischen Fernse­
hen übertragenen Ansprache. 
Guerilleros würden sich mit 
Profiten aus dem Drogenhandel 
finanzieren. «Mächtige Kräfte 
machen ihr eigenes Gesetz, und 
Sie schauen der Gefahr jeden 
Tag ins Auge», sagte Clinton. 

Die USA unterstützen den so 
genannten Kolumbien-Plan 
Pastranas, der Massnahmen im 
Umfang von insgesamt 7,5 Mil­
liarden Dollar umfasst. Damit 
will die Regierung in Bogota 
den Drogenanbau bekämpfen, 

demokratische Institutionen 
stärken und Sozialprogramme 
finanzieren. Das Geld aus den 
USA soll in erster Linie zur 
Ausrüstung und Ausbildung 
der kolumbianischen Soldaten 
eingesetzt werden. 

Kolumbiens Präsident Pastrana 
(links) erhielt von US-Präsident 
Bill Clinton 1,3 Mia. Dollar zur  
Drogenbekämpfung. 

Hohe Haftstrafen für Skins 
Urteile im ostdeutschen Skinhead-Mordprozess sind gefallen 

HALLE: Zweieinhalb Monate 
nach dem tödlichen Überfall 
a u f  einen Mosambikaner in 
Ostdeutschland sind die drei 
Täter wegen Mordes zu 
langjährigen Haftstrafen ver­
urteilt worden. Der Hauptan­
geklagte erhielt lebensläng­
lich. 

Das Gericht in Halle in Sach­
sen-Anhalt verhängte gegen 
einen 24-jährigen Skinhead le­
benslange Haft; die beiden mit-
angeklagten 16-Jährigen müs­
sen für j e  neun Jahre ins Ge­
fängnis. 

Das Gericht blieb damit bei 
den Jugendlichen unter den 
Anträgen der Bundesanwalt­
schaft. Diese hatte für alle drei 
Angeklagten die Höchststrafe 
wegen Mordes gefordert, was 
zehn Jahre Haft für die beiden 
16-Jährigen bedeutet hätte. 

Die Tat sei aus Rassenhass 
geschehen, sagte der Vorsitzen­
de Richter in der Urteilsbegrün­
dung. Die drei Angeklagten, die 
mit Handschellen in den Ge­
richtssaal geführt worden wa­
ren, verfolgten die Urteilsver­
kündung äusserlich ohne Re­
gung. 

Bundeskanzler Gerhard 
Schröder nannte - ähnlich wie 
andere führende Politiker - den 

Richterspruch eine «angemes­
sene Ahndung eines abscheuli­
chen Verbrechens». Er sagte, 
das Urteil zeige, «dass Staat, 
Polizei und Justiz unabhängig 
voneinander neue Grenzen set­
zen, die niemand überschreiten 
soll». 

Die drei Skinheads hatten ge­
standen, den Afrikaner an 
Pfingsten in einem Park in Des­
sau aus  Ausländerhass überfal­
len und  brutal misshandelt zu 
haben. 

Der 39-jährige Mosambika­
ner hatte bei dem Überfall 

schwere Kopiverletzungen er­
litten. Es kam unter anderem zu  
Blutungen im Gehirn, die letzt­
lich zum Tode führten. 

Brutalität und 
Demütigung 

Die Täter hatten nicht nur 
brutal auf  ihr Opfer eingeschla­
gen und mit Springerstiefeln 
getreten. Sie entkleideten den 
Mosambikaner auch noch, um 
ihn zusätzlich zu demütigen. 
Die drei Rechtsextremen waren 
noch in Tatortnähe gefasst 
worden. 

Der 24-jährige Skinhead erhielt gestern f ü r  den gemeinsam mit 
zwei anderen begangenen Mord eine lebenslängliche Haßstrafe. 

NACHRICHTEN 

AI Fayed gibt 
nicht auf 
WASHINGTON: Drei Jahre 
nach dem Tod von Prinzes­
sin Diana will der Vater ih­
res Geliebten Dodi Fayed, 
Mohamed AI Fayed, die US-
Regierung juristisch zur 
Herausgabe von Informatio­
nen zwingen. AI Fayeds 
Anwalt Mark Zaid kündigte 
an, gestern vor einem 
Washingtoner Bezirksge­
richt Klage einzureichen. Er 
habe die Sorge, dass die Re­
gierung Unterlagen zurück­
halte, sagte Zaid. 

Rassismus­
konferenz 
JOHANNESBURG: Bei der 
Eröffnung einer nationalen 
Rassismuskonferenz hat der 
südafrikanische Präsident 
Thabo Mbeki die Bevölke­
rung erneut zur nationalen 
Versöhnung aufgerufen. 
Ziel sei es, die Vorurteile zu 
überwinden und den Traum 
von einer nicht rassistischen 
Gesellschaft zu verwirkli­
chen, sagte Mbeki am Mitt­
woch vor den 750 Delegier­
ten des viertägigen Treffens. 
In seiner Rede ging Mbeki 
vor allem auf  die Unter­
drückung der schwarzen 
Bevölkeningsmehrheit 
während der Apartheid ein. 

Hafenblockaden 
In Frankreich 
PARIS: Mit der Ausweitung 
ihrer Hafenblockaden haben 
die Hochseefischer in 
Frankreich gestern den 
Druck.auf die Regierung 

verstärkt. Ihr Protest richtet 
sich gegen die hohen Treib­
stoffpreise, die die Betriebe 
nach Darstellung ihrer Ge­
werkschaft in ihrer Existenz 
bedrohen. Mit ihren Schif­
fen legten die Fischer unter 
anderem den Fährverkehr in 
Dünkirchen, Calais und 
Boulougne-sur-Mer lahm. 
Rund 150 Fischerboote ver­
hinderten das Ein- und 
Auslaufen der Schiffe in 
den wichtigen Häfen im 
Norden des Landes, wie die 
Hafenverwaltungen berich­
teten. Die Fähren wurden 
nach Ostende und Seebrüg­
ge in Belgien umgeleitet. 

Spltzenparlamen-
tarler tagten 
NEW YORK: Spitzenparla­
mentarier aus über 140 
Staaten haben sich am 
Mittwoch zu einer Konfe­
renz der Interparlamentari­
schen Union (IPU) am Sitz 
der Vereinten Nationen in 
New York versammelt. Ziel 
ist, die Beziehungen zu den 
UN zu stärken und den Ab­
geordneten mehr Gewicht 
au f  dem internationalen 
Parkett zu verschaffen. Im 
Entwurf einer Abschluss­
erklärung der dreitägigen 
Konferenz heisst es, die Par­
lamentspräsidenten forder­
ten alle Volksvertretungen 
zur Übernahme grösserer' 
Verantwortung für die in­
ternationalen Beziehungen 
auf. 


